
Manchem mögen diese* Überlegungen utopisch anmuten. Die Herausbildung 
des Völkerrechtsinstituts des Kontinentalschelfs, stimuliert durch den Drang 
nach Erdöl und Erdgas sowie das Streben nach sicheren und ergiebigen Fisch­
fanggebieten, sollte zu denken geben: Grenzen auf dem Schelf sind heute 
nichts Außergewöhnliches mehr und können morgen ihre Fortsetzung auf 
dem Boden der Ozeane finden.

I I I .  Kontinentalschelf

Die Genfer Seerechtskonferenz erkannte den Kontinentalschelf als legitimes 
Kind des Völkerrechts an und beendete damit eine jahrzehntelange Streit­
frage der Staatenpraxis und der Völkerrechtstheorie.
Die Schelf-Konvention legte in den Art. 1 und 6 die räumlichen und in den 
Art. 2 bis 5 die inhaltlich-sachlichen Grenzen des Kontinentalschelfs fest. Da­
nach reicht der Schelf seewärts bis zur 200-m-Tiefenlinie oder darüber hin­
aus, soweit die Ausbeutung seiner Naturschätze möglich ist; für die Abgren­
zung nebeneinander- und gegenüberliegender Schelfanteile gilt, sofern nichts 
anderes vereinbart wird und keine besonderen Umstände vorliegen, das 
Äquidistanz- bzw. Mittellinienprinzip; der Küstenstaat übt über den Schelf 
souveräne Rechte hinsichtlich seiner Erforschung und der Nutzung seiner 
natürlichen Reichtümer aus, muß aber das Legen von Kabeln und Rohrlei­
tungen durch andere Staaten auf dem Schelf dulden und beim Bau von For- 
schungs- und Nutzungsanlagen die Bedürfnisse der Schiffahrt berücksichtigen. 
Die ersten Schelfgrenzen in Europa wurden in der Nordsee gezogen. Diesem 
Schelfmeer wendet sich seit den Erdgasfunden in der nordholländischen 
Küstenprovinz Groningen 1959/60 das besondere Interesse der Ölkonzerne 
zu.53 In den Jahren 1965/67 wurden Schelf grenzen zwischen Großbritannien 
und Norwegen, Großbritannien und den Niederlanden, Großbritannien und 
Dänemark, Dänemark und den Niederlanden sowie zwischen Dänemark und 
Norwegen festgelegt.54 Wird ein Öl- oder Gasfeld durch die vereinbarte 
Grenze geteilt und erfolgt seine Ausbeutung nur durch einen Vertragspartner, 
dann sehen die Verträge Großbritanniens mit seinen Schelfanliegern vor, daß 
die beiden Vertragspartner sich über die wirksamste Form der Ausbeutung 
und die Teilung der Ausbeute vertraglich verständigen.55 Westdeutschland 
schloß 1964 mit den Niederlanden und 1965 mit Dänemark Vereinbarungen 
über küstennahe Teilstücke der beiderseitigen Schelfgrenzen ab, während 
über den weiteren Verlauf keine Einigung erzielt werden konnte. West­
deutschland führte „besondere Umstände“ nach Art. 6, z. B. Küstenlänge und 
Bevölkerungszahl, ins Feld und verlangte einen größeren Anteil am Nord­
seeschelf, als Dänemark und die Niederlande ihm zubilligen wollten. Am
2. Mai 1967 Unterzeichneten die drei Staaten ein Abkommen in Bonn, wonach 
der Streitfall dem Internationalen Gerichtshof in Den Haag zur Entscheidung 
zu unterbreiten ist.
Am 8. Januar 1968 wurde in Rom ein italienisch-jugoslawisches Abkommen 
zur Abgrenzung der beiderseitigen Schelfanteile in der Adria unterzeichnet. 
Im Küstengebiet von Ravenna wird nach Erdöl gesucht.
Zwischen dem Irak, dem Iran, Kuweit und den Scheichtümern am Arabi-
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